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agegen muß der Versicherer nicht mitteilen, in welcher Höhe 
sich diese Rechnungsgrundlage verändert hat. Er hat auch nicht 
die Veränderung weiterer Faktoren, welche die Prämienhöhe 

beeinflußt haben, wie z. B. des Rechnungszinses, anzugeben.

Sachverhalt und Prozeßverlauf 

Die Kläger wandten sich gegen mehrere Beitragserhöhungen in den 
Jahren zwischen 2014 und 2017, die ihr privater Krankenversicherer 
auf der Grundlage von § 203 Abs. 2 VVG vorgenommen hatte. 

Im Verfahren IV ZR 294/19 beanstandete der Kläger zuletzt nur noch 
die Mitteilungen über die Gründe für die Beitragserhöhungen. Das 
Landgericht hat seiner Klage stattgegeben, die Unwirksamkeit der 
Prämienanpassungen für die Jahre 2015 und 2016 festgestellt und 
den beklagten Versicherer u. a. antragsgemäß zur Rückzahlung der 
gezahlten Erhöhungsbeträge verurteilt. Das Oberlandesgericht hat dies 
im Wesentlichen dahingehend abgeändert, daß eine Unwirksamkeit 
der Prämienanpassungen nur bis zum 31. Dezember 2017 festgestellt 
und der beklagte Versicherer nur zur Rückzahlung der bis zu diesem 
Zeitpunkt auf die Prämienanpassungen für 2015 und 2016 gezahlten 
Erhöhungsbeträge verurteilt worden ist. Nach Auffassung des Beru-
fungsgerichts waren die Mitteilungen der Prämienanpassungen für 
diese Jahre nicht mit ausreichenden Gründen versehen. Der Versiche-
rer habe die Begründung jedoch in der Klageerwiderung nachgeholt, 
sodaß der Mangel von diesem Zeitpunkt an geheilt gewesen sei und 
die Prämienanpassungen zum 1. Januar 2018 wirksam geworden seien. 

Im Verfahren IV ZR 314/19 machte der Kläger die formelle und ma-
terielle Unwirksamkeit der Prämienanpassungen geltend. Seine Klage 
hatte in den Vorinstanzen in vollem Umfang Erfolg. Der beklagte 
Versicherer ist u. a. verurteilt worden, die bis zum 15. Februar 2017 
auf die Prämienerhöhungen für die Jahre 2014, 2015 und 2017 ge-
zahlten Erhöhungsbeträge zurückzuzahlen. Das Berufungsgericht hat 

Prämienanpassung 
in der privaten 
Krankenversicherung 

Mit seinen Urteilen vom 16. Dezember 2020 hat der Bundesge-
richtshof (BGH) entschieden, daß die Begründung einer Prämien-
anpassung in der privaten Krankenversicherung nach § 203 Abs. 5 
VVG die Angabe der Rechnungsgrundlage (Versicherungsleistungen 
oder Sterbewahrscheinlichkeit) erfordert, deren Veränderung die 
Prämienanpassung veranlaßt hat … | von Peter Michael Möller

dies im Wesentlichen damit begründet, daß die Mitteilungen über die 
Prämienanpassungen nicht den Mindestanforderungen aus § 203 Abs. 
5 VVG genügten und die Prämienanpassungen deswegen nicht wirksam 
geworden seien. Hiergegen richten sich die Revisionen der Beklagten. 

Die Entscheidung des Senats 

Der Bundesgerichtshof hat in beiden Verfahren bestätigt, daß bei einer 
Prämienanpassung nach § 203 Abs. 2 VVG erst durch die Mitteilung ei-
ner den Anforderungen des § 203 Abs. 5 VVG genügenden Begründung 
die für die Wirksamkeit der Neufestsetzung der Prämie angeordnete 
Frist in Lauf gesetzt wird. Dabei, so hat der Senat jetzt entschieden, 
muß angegeben werden, bei welcher Rechnungsgrundlage – Versiche-
rungsleistungen, Sterbewahrscheinlichkeit oder beidem – eine nicht nur 
vorübergehende und den festgelegten Schwellenwert überschreitende 
Veränderung eingetreten ist und damit die Neufestsetzung nach § 203 
Abs. 2 Satz 1 VVG veranlaßt wurde. Dagegen muß der Versicherer nicht 
die genaue Höhe dieser Veränderung mitteilen. Er hat auch nicht die 
Veränderung weiterer Faktoren, welche die Prämienhöhe beeinflußt 
haben, wie z. B. des Rechnungszinses anzugeben. 

Der Gesetzeswortlaut sieht im Fall der Prämienanpassung die Angabe 
der „hierfür“ maßgeblichen Gründe vor und macht damit deutlich, daß 
sich diese auf die konkret in Rede stehende Prämienanpassung beziehen 
müssen; eine allgemeine Mitteilung, die nur die gesetzlichen Vorausset-
zungen der Beitragserhöhung wiedergibt, genügt danach nicht. 

Die Gesetzesbegründung zeigt, daß der Gesetzgeber im Rahmen 
der VVG-Reform 2008 keine grundsätzliche Neuregelung für das 
Wirksamwerden einer Prämienanpassung beabsichtigte, sondern die 
Mitteilungspflicht nur geringfügig erweitern wollte. Sie hat allerdings 
nicht den Zweck, dem Versicherungsnehmer eine Plausibilitätskontrolle 
der Prämienanpassung zu ermöglichen. 
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KUNDENBINDUNG RELOADED: 

Geht doch! 

Traditionelles Handwerk und Social 
Media? Auf den ersten Blick paßt 
das nicht zusammen, schließlich 
sorgen Mund-zu-Mund-Propaganda 
und treue Stammkunden für reich-
lich neue Aufträge. Doch Ansprüche 
verändern sich. Während vor weni-
gen Jahren kaum ein Handwerker 
eine eigene Homepage besaß, ge-
nügt diese heute längst nicht mehr, 
um Interessenten zu gewinnen und 
an sich zu binden. Social Web heißt 
das Zauberwort der Stunde … 
| von Cia Kleffmann 

Fehlende Angaben zu den Gründen der Prämien-
anpassung können vom Versicherer nachgeholt 
werden, setzen aber erst ab Zugang die Frist für das 
Wirksamwerden der Prämienanpassung in Lauf und 
führen nicht zu einer rückwirkenden Heilung der 
unzureichenden Begründung. 

Nach diesem Maßstab ist das Berufungsgericht im 
Verfahren IV ZR 294/19 rechtsfehlerfrei davon 
ausgegangen, daß die von der Beklagten mitgeteilten 
Gründe für die Prämienerhöhungen zum 1. Januar 
2015 und zum 1. Januar 2016 die Voraussetzungen 
der erforderlichen Mitteilung nicht erfüllen. Da 
aber durch eine spätere, ausreichend begründete 
Prämienanpassung in einem der betroffenen Tarife 
die Prämie ab diesem Zeitpunkt wirksam neu fest-
gesetzt worden war, hat der Bundesgerichtshof das 
Berufungsurteil teilweise abgeändert. 

Im Verfahren IV ZR 314/19 hat das Berufungs-
gericht dagegen eine der im Streit stehenden Prä-
mienanpassungen zu Unrecht für nicht ausreichend 
begründet gehalten. Der Bundesgerichtshof hat 
daher das Berufungsurteil teilweise aufgehoben 
und die Sache insoweit zu neuer Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver-
wiesen, damit es die materielle Rechtmäßigkeit 
dieser Prämienanpassung prüfen kann.
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nnötig, überflüssig und unsinnig! Im 
eher traditionell geprägten Baugewerbe 
oder gar für kleinere Handwerker, so 

der landläufige Irrglaube, eignet sich Social 
Media nicht. Als Gründe nennen Entscheider 
häufig einen zu hohen Kosten- und Zeit-
aufwand, um Online-Präsenz auszubauen. 
Was dabei aber oft vergessen wird: Twitter, 
Instagram und Co. sind auch in diesen Berei-
chen längst keine Spielereien einer Handvoll 
onlineaffiner Akteure mehr. Vor allem jüngere 
Unternehmer wissen: Wenn es darum geht, 
Produktanwendungen zu kommunizieren, 
Reichweite aufzubauen und einen Wettbe-
werbsvorteil langfristig zu sichern, ist eine 
Social-Media-Präsenz wichtig. 

Außerdem bekommen Unternehmen so die 
Chance, von den eigenen Kunden zu lernen 
und in einen echten Dialog zu treten. Selbst 
bei der Suche nach Auszubildenden oder neu-
en Mitarbeitern gewinnt der Auftritt im Social 
Web stärker an Bedeutung. Doch welches 
Netzwerk macht überhaupt Sinn? Wie stehen 
Aufwand und Kosten im Verhältnis zu erreich-
ten Zielen? Und welchen Mehrwert kann der 
Social-Media-Auftritt überhaupt bieten?
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